
Abschrif t  

D 1.90/59 4 

In: Hamen des. Deutschen Folkes 

n 

I 

j r .  i n  Halle S. ,zur Ze i t  

I 

/ 

In der Strafsache gegen 
1. den Ka ıífiaann er. H1 | H 

i n  ühtersucnungshaft in  Halle , 
2.  den Kaufmann E S i n  Halle, 
5. den Kaufmann D r .  19L_l V I n  Halle, 
4 .  den Prokuristen A , H  in  Halle , 
wegen Anst tftung zu dem Verbrechen gegen den § 2 der VO gegen d i e  
Unterstützung der Tarnung Jüdischer Gewerbebetriebe von: 22.April 
1958 

hat d e  Retchsgerieht, 4 .  Strajsenat, i n  der Sitzung vom 
25. Hat l9}9, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Retchsgerichtsrat D r .  Schwarz als Vorsitzender, 
d i e  Reichsger tchtsräte Dr.  Schäfer, Dr. Fagner, 
Dr-.Francke und der oberlandesger tehtsrat Grafen, 

als Beamter der Staatsanwal tsehaft: , 

der Landgeríchtsdirektor Dr.  Härchner, 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 

der Sekretär Hafer eng, 
ı auf d i e  Revision der Angeklagten nach mündlicher rerhandlunç 

für Recht erkannt." 
D i e  Revisionen gegen das Ur t e i l  des Schwurgerf chtes i n  8 a l l e a.S'. 
vom I . Dezember 1938 werden verworfen. Jeder Beschwerdeführer hat 
d i e  Kosten Seines Rechtsmittels zu tragen. 

von Rechts . wegen \ 
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Gründe 

A. Verjahrenrügen° 
I. Die Angeklagten H und S : 
Die Angeklagten H und S rügen -in venfahrensrechtlicher 

Hinsicht nur die Verletzung des § 147 StPO, die darin~liegen soll, 
daß die Akten und damit auch die Siteungsniederschrtjt dem Vertet= 
digen während der Revisíonsbegründungsfríst nicht zugänglich gewe= 
Sen seien. Darauf kann das Urteil Jedoch nicht beruhen. 7enfahrens= 
verstoße, die in der Verhandlung vorgekommen sein sollten, können 
im übrigen auch ohne .Einsicht der Síteungsniederschr oft gerügt 
werden. Auch wenn sie aus der Fíederschríjt zunächst gar nicht er- 
sichtlich sind, sondern erst durch eine nachträgliche Berichtigung 
der Niederschrift bestätigt werden, müssen sie rechtzeitig innere: 
halb der Revístonsfrtst gerügt werden, falls Sie beachtet werden 
sollen (Ras: er. 70 s. 241, 245). . 

II. .Die Angeklagten V und H 
1. § 219 scpo~ 
Der Angeklagte V hat durch seinen Verteidiger nach Ab= 

lauf der ihm gemäß §' 201 Abs.1 StPO gestellten .Erklärungsfr ist die 
Ladung' des Post inspektors D als Zeugen zur Hauptverhandlung 
beantragt.}Der Vorsitzende hat die Ladung angeordnet. .Das ist dem 
Angeklagten, wie aus der Gegenerklärung der Staatsanwaltschaft her 
vergeht, mit der Ladung mitgeteilt worden. Der Angeklagte sieht 
einen. Verstoß darin, daß .D zuvor - wie er behauptet, auf Vor: 
anlaesung des Gerichtes - polizeilich vernommen worden sei, ohne 
daß dem Angeklagten diese auf seinen Antrag ergehende Verfügung 
bekanntgemacht worden .Ob das Gericht die vorherige poli2eí= 
lichte Vernehmung des D angeordnet hat, ist aus den Akten nicht 
ersichtlich. .Das kann auch Qfifen bleiben. Es kann. ferner dahtnge= 
stellt bleiben, ob eine solche Maßnahme dem Angeklagten auf Grund 
des §' 219 Abs. 1 Satz 2 Stpo~hätte bekannt gegeben werden müssen. 
Keinesfalls könnte das Urteil auf ı 

einem derartigen Veretqße beru= 
hen, da der Angeklagte Inder Hauptverhandlung keinen Ausseteungs= 
antrag gestellt hat. 

- Heiter geht auehdie Behauptung des Angeklagten VAG fehl, 
ee Set überhaupt unzulässig, daß nach der Eröffnung des Hauptver= 
fahrens Zeugen noch polizeilich vernommen. würden. Vielmehr kann 
das Gericht, der ?VOrsitzende oder die Staatsanwal tschaft derartige 
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Vernehıaıungen auch nach der Eröffnung des Hauptverfahrens und 
selbst während der Hauptverhandlung Jederzei t  anordnen, soweit  d i e s  
nach ihren Ermessen zu geeigneter Vorbereitung der Hauptverhandlung 
und zur Wahrheitserjorschung geboten i s t  . 

2.  § 244 Abs. 2 stpo. 

D i e  Angeklagten V« 
4 
und H. rügen w e i t e r ,  das Gericht  

habe dadurch se ins Aujklärungspfl ich ve r le t z t ,  daß l e d i g l i c h  d i e  
„ Verordnung' des Re íehspostminísters Vom 28. Dezember 1955 verte= 
Sen worden se i  (Bd. II d .A .  e1.52), nicht aber d i e  we i t e r  vom 
Postamt m i t g e t e i l t e n  Schreiben vom 24. Dezember 1935. 14. Januar 
19.36 und d i e  Verfügung vom 7.  Januar 1956, d i e  für d i e  Sache von 
Bedeutung gewesen seien. 

Der Umstand, daß d iese wei teren Schriftstücke, w i e  d i e  Nieder-= 
Schrift e r g i b t ,  i n  der Hauptverhandlung nicht verlesen worden 
s i nd ,  beweist n i c h t ,  daß ihr Inhalt nicht zum Gegenstand der Be= 
meisaufnalvne gemacht worden i s t .  Er kann durch d i e  Verne hınung der  
Postbeamten festgeste l l t  und dabei erörtert  worden sein.  Es sind 
nach der Niederschrift e i n  Pos tamtmann und d re i  Oberpostínspektoren 
als Zeugen vernoızımen worden. D i e  Tatsache, daß i n  dem Ur t e i l  von . 

diesen weiteren Schr tftstücken keine Rede i s t ,  kann da r i n  seinen 
Grund haben, daß das Schwurgerwnt ihren Inhalt für unerheblich 
gehalten hat. Dagegen kann aus den unter B I 4 b am Ende dargel er-== 
ten Gründen recht l ich nichts eingewandt `werden. Eine, Verletzung 
der Aufklärungspflicht i s t  daher n icht  festzustel len. 

5.  9' 265 sceo: 
RJ | und H1 | beanstanden ferner,  daß das Gericht s i e  

nicht eeflıäß § 265 Abs. 1 (267 a Abs.2) sapo darauf hingewiesen 
. 

habe, der Ta tbestand dee § 2 der Tarnungs VO vom22. Apr i l  19.38 
könne auch auf Grund des § 2 StGB angenommen werden. Der Hinweis 
i s t  allerdings nach der Niederschrift unter-bl ieben. Das 3chzvurge== 
recht  hat diese Bestimmung aber nur hilfsweise angewandt C04.55.26) . 
Ba d i e  Verordnung unmittelbar anwendbar i s t  (vg l .  unten unter B I 
3 ) ,  kann das Urte al auf einem Verstoß gegen den § 265 Abs. 1 StPO 
nicht beruhen. . 

4.  § 268 lbs. 2 snpo: 
\ 

. 

D i e  Angeklagten VL ._ luna H« sehen dar in  eine Verletzwıg 
des § 268 Abs. 2 StPO, daß d i e  Beratung des Gerichtes über das 
Ur te  i l  ausgesetzt worden Set  und daß d i e  Urtetlsgründe noch n icht  

¬ -2.S'Ei.Z.*`:: 
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schriftlich festgestellt gewesen seien, als das Urteil nach Aus: 
Setzung der Verkündung am 1. Dezember 1938 verkündet worden eat. 

Die Niederschrift ergibt hierzu, daß die Suche am Zólübvember 
1958 ,zur ̀ Verkündung des Urteils bis zum 1. Dezember ausgesetzt 
worden' ist. Am 1. DezeMber ist dann nur das Urteil verkündet won- 
den. .Die Urtetlsurschrift trägt den Eingangs vermerk vom l51Dezem= 
bei. Der Varsttzende und der Berichterstatter des Schwurgerichts 
bestätigen, daß die Beratung erst am 1. Dezember* stattgefunden 
habe, und daß die schriftlichen Urteilsgründe zur Zeit der Verkün= 
dung noch nicht vorgelegen hätten, sondern erst zum 15. .Dezember 
1958 zu den Akten gelangt und dann unterschrieben worden seien. 

Dagegen, daß die Beratung erst am 1. Dezember 1958 stattgejun= 
den hat, ist ventahrenerechtl ich nichts einzuWenden. Henn es auch 
bei einer Verhandlung, in der es sich um die tatsächliche Würdi- 
gung des Bemetsergebnieses - neben der rechtlichen Beurteilung - 
handelt, regelmäßig erwünscht ist, daß die Beratung möglichst unter 
dem. frischen Eindruck der Beweisaufnahme im Anschluß an die Ver= 
handlung stattfindet, „so ~íst dies doch otcht immer durchführbar. 
Ein Verfahrensverstqß liegt in einem späteren Abhalten der Beratung 
-nicht, da im Gesetz nicht vorgeschrieben ist.. die Beratung dürfe 
nicht ~amsgesetst werden. L 

um: Recht schon die Angeklagten * v und H aber 
darin einen Verstoß gegen den §' 268 Abs. 2 StPO, dqμ die schriftart= 
Chen ürtetlegründe erst etwa 2 Vbchen nach der VerküNdung, die 
ausaesetst worden War, ,festgestellt worden sind. .Dir Bestimmung 
das §' 268 Abs. 2 StPO hat das Re tcheger acht in seiner früheren 
Rechtsprechung als eine zwingende Vorschrift angesehen (vg1.u.a. 
ReSt Bd. 31 S. 140 und S. 348; Bd. 54 S; 256). =Daran hält der .Senat 
jedoch nicht fest. Für den §' 275 Abs.1 StPO, der einen entspre- 
chenden. WOrtlaut hat,' ist stets in der Rechtsprechung anerkannt 
worden, daß er nnr'eine Sollvorschrift Set (vg1.echon des: Bd.2 
s. 578; ferneru.a. er. jıs. 348; Be. 62 s. 1821. Es ist kein 
durchschlagender Grund ersichtlich, warum dasselbe nicht auch für 
den §' 268 Abs. 2 StPO gelten sollte. ES entspricht dem ewgeıjuıı. 
daß die schriftlichen Urtet lsgründe nur Zeit der Beratung und Ver= 
Mündung des Urteils noch nicht vorliegen. .Die umfangreichen Ver= 
fahren, mit denen die GericHte im Laufe 'der ggg; in zunehmendem 
Ibße befaßt uordensind, haben dazu geführt, daß die ursprünglich 

drgt= 
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dre i täg ige  F r i s t ,  innerhalb der  das U r te i l  gemäß dem S* 275 Abs.1 
StPO nach der  Verkündung schr i f t l i ch  abzusetzen war ,  auf e ine 
Woche verlängert worden i s t  (vg l .  Ges.2ur Entrüstung der Gerichte 
UOR llnllärs 1921 , R681 ..S'. 229, 231). In sehr umfangreichen Sachen 
kann aber auch d iese  F r i s t  nicht eingehalten werden. Es entspr icht  
daher e inem unabweisbaren .zwingenden prak t ischen Bedürfnis, d i e  
Best tnwıung des § 275 Abs.1 StPO nur als e ine Sol luorschri f t  
sehen. 

Ähnliche Gesichtspunkte ge l t en  aber auch für den `§ 268 Abs.2 
StPO. Auch h ie r  sprechen dringende prakt ische Bedürfnisse für 
d i e s e  Auslegung. E i n  Aussetzen de r  Urte ilsuerkiindung w i r d  gerade 
i n  erster  L in ie  i n  großen Sachen notwendig werden können. 1'laf:zent= 
l i e h  bei derart gen Verfahren kann eS aber prak t isch undurchführbar 
se in ,  d i e  Gründe innerhalb einer Woche schr i f t l i ch  niederzulegen. 
Überdies können s i c h  be i  e iner  abschließenden Beratung vor der  er: 
tetlsverktindung abweichende Ansichten über das Ur t e i l  ergeben,d ie  
weitgehende Änderungen des vorgelegten' Ürtellsentwurfes notwendig 
machen, Auch i n  solchen Fällen kanN es urvnöglich s e i n ,  das Ur t e i l  
noch vor der Verkündung i n  der endgült igen Form schr i f t l i ch  nieder: 
zulegen. In der bisherigen Rechtsprechung i s t  ausdrücklich ausge= 
sprachen, daß d i e  Urtetlsgründe erst  dann im Sinne des § 268 Abs.2 
StPO schr i f t l i ch  ,;festgestellt ' se ien ,  wenn das Ürtet l  voll  unten-- 
schrieben Set  (los: Bd. 54 S. 256). An d ieser  Auslegung i s t  fest= 
zuhalten, da andernfalls von e iner  schr i f t l ichen ,F'eststellung"' 
der ürtetlsgründe nicht  gesprochen werden konnte. Um so weniger 
kann aber der § 268 Abs. 2 StPO a ls  e ine  zwingende Vorschrift auf: 
gefaßt werden. Er enthält vielmehr ebenso w i e  der  5* 275 Abs.1 StPO 
nur e ine Sol lvorechrí f t .  Den i n  des: Bd. 51 S. }48 für d i e  gegen: 
t e t l t g e  Auslegung angeführten Gründen kann d iesen  Erwägungen gegen-= 
über keine durchgre tfende Bedeutung mehr zuerkannt Werden. Auch 
d i e  zu diesem Punkte von den Angeklagten Volhard und HOffmann er:  
hobene Verjahrensrüge is t  daher unbegründet. 

5 .  Der Angeklagte 1,'{ I macht schl ießl ich uerj'ahrensrecht= 
- l i e h  noch gel tend,  er sei  dadurch i n  seinen Rechten beschränkt war.: 
den,  daß das Ur t e i l  n icht  dem Verte id iger  zugestel l t  worden s e i ,  

obwohl d ieser  Zustellungsvollmacht gehabt habe. E i n  Verjahrensuer; 

stoß l i e g t  aber niema*s dar in ,  wenn s ta t t  dem der-te íd tger  dem Ange- 
klagten selbst zugestellt w i r d ,  de der Verte Ra iger auch zur Emp- 

' Z==†=e=.. 
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ja ngnzhıne von Zustellungen ermächt i g t  se in .  
Das verfahrensrechtliche Vorbringen der  v i e r  Beschwerdeführer 

kann hiernach im Ergebnis i n  keinen: Punkte durchdringen. 

B. SachrUgen: 
.. 

„ 

Alle v i e r  'Beschwerdefährem S. , D r .  H H ı v. 
und der  Prokurist  H« , grei fen das Ur t e i l  auch i n  sachlichrechıt 

l ichter  Beziehung i n  vo l lem Umfange an..S'te behaupten namentl ich, 
der § 2 der VO gegen d i e  Unterstützung der  Tarnung jüdischer Ge=. 
werbebetr iebe vom 22. Apr i l  1938 (ee.e1.r S. 404) s e i  auf den Fall 
weder unmit telbar noch entsprechend anwendbar. sie könnten s i eh  

daher auch keiner Anstiftung zu diesem Verbrechen schuldig gemacht 
haben, w i e  das- Schwurçericht i r r i g  annehme.- Auch d i e s e  Ausfuhr-un= 

gen gehen im Ergebnis feh l .  . 
I. D i e  Haupt ta t  der Ilttverurteilten: Spediteur g_r._ 

seines Prokur is ten M - : , 
l .  Keine Bedenken bestehen. gegen d i e  Annahme des Schwurge-= 

n i ch ts ,  das Kaufhaus ( d i e  Kommanditgesellschaft) .4. 1_1 & Co.. i n  
Halle Se t  zur Totze i t  e i n  ,Jüdisches Unternehmen gewesen, da es je=~ 
den fa l ls  tatsächl ich unter dem beherrschenden Einfluß von Juden 

und 

gestanden hc2be.Daß d i e s  für den Begriff des jüdischen Ühternehmens 

genügt, i s t  später i n  dem § 3 der d r i t t e n  VO vom 14. Juni 1938 zum 
Re tchsbürgeı-gese tz (RGBLI S. 627) ausdrücklich durch Verordnung 
festgelegt worden. Diese Begrtffsbest tmızıung i s t  nach natürl icher 
Auffassung a ls  zutreffend auch schon für d i e  Tarnungsverordnung 
vom 22. Apr i l  1938 anzuerkennen. 

. * 

Das Kaufhaus A .  K.O. stand auch nach der Umgestaltung 
iııı Februar 1938 unter dem beherrschenden Einfluß von Juden, w i e  
das Schzıurger tcht fests te l l t ;  denn als Konımandittsten waren außer 
dem Angeklagten SJ | ,  der Volljude te t  (se in  Ante i l  betrug 
51 351,61 Su), w e i t e r ~ b e t e t l i g t . '  Frau. H4_L geb. m i t  
43 538,80 3.1 und .Frau H geb. :mit 29 025,90 $Y.l.Beíde Ehe: 
männer „l-l, Dr.  e<_ ~e4_i und der Angeklagte Dr.Äfl H1:l, 
waren Jüdischer Rasse und an Stelle ihrer Ehefrauen, d i e  keiner le i  
Geschäftskenntntsse besaßen, d ie jen igen ,  d i e  i n  Wahrheit d i e  Ge= 
schåftsstellung des Kommanditisten einnahmen (UA. S›5. 20). der 

Angeklagte VAG |. der a l le  in  persönl ich haftender Gesellschafter 
b l i e b  (er  war :mit 22 e09.90 Su betet l tg t ) , ıoar :war arischer Ab= 
stammung, er hatte aber ,  w i e  das Schwurger acht f es ts te l l t ,  nur 

, e inen  
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I i tverur  t e i l t e n  
gewesen. - . 

à . )  Hierzu i s t  über den von dem Schwurper tcht  ,festøestell ten  
Sachverhalt zunächst folgendes vorauszuschicken: D ie  Firma 81 war 

einen Verhältnismäßig geringfügigen emfıuß. Der Jude S ,des= \ 

Sen Schwiegersohn er war,und vor allem der Angeklagte D r .  er 
H1:lhatten den entscheidenden Einfluß und d i e  tatsächliche Lei.¬= 
tung des Unternehmens (UA. S. 20/21). .Das Schwurger tcht  s te l l t  auch 
fes t ,  daß d iese  Tatsachen al len Angeklagten bekannt gewesen sind. 
Sämtliche Angeklagten hätten d i e  Firma Hl--l daher a ls  Jüdisches 
Unternehmen angesehen (UA. S. 21/23) . 

2 .  Zutreffend hat das SChwurger tcht  Wet te r  angenommemdte 
vag | und „4 | se ien  ,für einen Juden" t ä t i g  

bestrebt,  äußerlich n icht  i n  Erscheinung treten zu lassen, daß Sen: 
dungen, d i e  s i e  an ihre Kunden auf deren Bestellung sch ick te ,  von 
ihr stammten. S i e  wol l te ihre Kunden vor Unannehmlichkeiten beıøa 
ren,  d i e  ihnen entstehen konnten, wenn bekannt wurde, daß s i e  Foren 
aus einem Jüdischen Geschäft bezogen (UA. S. 33). Auf d iese  Heise 
beabsicht igte s i e ,  den sinkenden Absatz des Kaufhauses zu Neben 
sow ie~e tn *we í t e res  SínkeNeu verhindern (tU. s. 6) .  Deshalb waren 
d i e  Sendungen der Firma HL_l eine Ze i t lang auf den Namen ar ischer 
-Angestel l ter des Betriebes verschickt worden.Díeses' Verfahren kann= 
te aber nicht länger durchgeführ t werden, da . es einen so großen uns 
Fang annahm, daß es zu umständlich und unübersichtl ich Wurde (UA. 
S.~ 7 ) .  Auch e i n  sog. Selbstbuehervertrag, der zwischen der Firma 
Bi---lund der Re ichspost abgeschlossen worden w a r ,  ermöglichte der 
Firma n i ch t ,  *nach außen unerkannt zu b le iben ,  da s i e  s i c h  nach 
den» postdtenStlíchen VorsChriften als Absender angeben nıußte (nu. 
S. 7/9, 31). "Nunmehr bei-teten Un Deeeıııber 1937 d i e  v i e r  Beschwerde-=~ 
Führer, ı ı i e f s ie  d i e  Pakete 'versenden könnten, ohne daß d i e  Firma 

. 

e als Absender an der Aufschrift erkennbar war. S ie  beschlossen, 
anstatt w i e  bisher d i e  Pakete selbst zur Post befördern zu lassen, 
eine ar ische l ltttelsperson m i t  der Aufgabe der Pakete bei der Post 
zu beauftragen. Nachdem d i e  tšpeditíonsfirma r. abgelehnt hatte , 
i n  d ieser  reise für d i e  Firma B1:l tà ' t íg ' :u  werden, m i t  der Begrün- 
dung, d i e  Firma H__l l íege nicht i n  dem Or tsbezírfc, für den d i e  
Firma vag | nach den Vereinbarungen unter den Hall ischen Spedh 
teuren zuständig s e i ,  setzte s i ch  der Angeklagte im Dezember 
1957 auf Anregung der anderen d re i  Beschwerdeführer m i t  der arischer 

~2›.±=~¬ 
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Spedittonsfiruıa' i n  Verbindung, deren Inhaber 
der l l i tverur  t e i l t e  ITI und deren Prokurist der  l l t tverur  t e i l t e  
Bd | w~ar.Díese be öden Angeklagten haben gegen ihre Verur teí= 
lung aus 5 2 der  TarnungsVO de ine Revis ion eingelegt (UA. .S'.9). 
Es wurde vereinbart ,  daß d i e  Firma m i t  de r  Post  
einen sog.  Selbetbucher-vertrag abschließen und in: Rahmen dieses 
Vertrages d i e  Pakete der  Firızıa fiL_l unter Angabe der Firma 

als  Absender versenden so l l te«  (UA. s.10).Dementsprechend 
hat d i e  Firma im Januar 1958 e inen Selbstbucheg 
ver trag im eigenen Namen m i t  der Post abgeschlossen, ohne etwas 
von der Rol le ,  d i e  d i e  Firma HE dabei  s p i e l t e ,  zu erwähnen (UA. 
S. zu). das Wesen des Selbstbuchervertrages besteht dar in ,  daß der 
Absender an Ste l le  der Poet d i e -  Pakete w i e g t ,  s i e  m i t  der großen 
Aujgabenumnıer. und d i e  Paketkarten m i t  der k le inen  Aufgabenummer 
beklebt und d i e  Sendungen im Eint  ieferungsbuche m i t  der AuJ'gabe= 
nummer, dem Empfänger, dem Gewicht und dem Fretgebührenbetrage ein= 
t rägt (UA. S. 7 ) .  D i e  Post verg le icht  dann nur d i e  Zahl der  Eíntra-= 
gungen im Etnl  ieferungsbuche m i t  der Zahl der aujgel tefer ten Pakete 
und Paketkar ten und nimmt nur zuweilen Stichproben über d i e  Rich= 
ewigkeit der Eintragungen vor (I/.4.S. 8 ) .  Nach e iner  kurzen Übergangs 
z e i t  wurde d i e  Firma m i t  Wirkung vom 15.Februar 
1958 als Selbstbucher zugelassen (UA. S. 10). S ie  bekam von der  
Post Earl  ieferungsbäeher und Aufgabenuızmern, auf denen d i e  Firma 

als Absender aufgedruckt war. Biese Papiere 
gab d i e  Firma sog le ich  an d i e  Firma H4_l w e i t e r .  D i e s e  
s te l l te  i n  ihrer eigenen Druckerei d i e  übr igen erforderl ichen Vor: 
drucke (Anschriften, Paket karten, Ifachnahuıekar ten) N e r ,  auf denen 
ebenfalls d i e  Firma als Absender angege ben wur= 
d e .  D i e  Pakete wurden dann ständig be i  de r  Firma HU vö l l i g  post: 
f e r t i g  gemacht. D i e  Firma l ieß d i e  Sendungen 
l e d i g l i c h  Jeden Abend b e i  de r  Firma HL_l durch einen Kraftfahrer 
abholen amd l i e f e r t e  s i e  bei der Post e i n .  Ãußerlíeh .war nicht 
erkennbar, daß d i e  Pakete von der Firma M stamınten.Ledíg1!ch~ 
i n  jedem Paket lag e i n  Zet te l  m i t  dem Aufdruck: „Sendung NN Auf_ 
trage der  Firma A .  HT 6: Co. KG, Halle'-. D i e  .Empfänger erfuhren 

híerdureh, daß es s i ch  um d i e  von thnenbestellte Sendung der  F i rma 
HL_l handelte. Ilachnahmezahl ungen gingen,den Vordrucken entspre== 
cf end, be i  der Fi rma e i n .  S ie  wurden von d ieser  

ı 
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später m í t  der Firma HU verrechnet. Aueh Reklamationsverhandlunı 
gen m i t  der Post führte d i e  Firma (UA. S. l a / l l ) .  D ieses  
Verfahren wurde b i s  zum 9 .  Juni 1938 for tgesetzt  (UA. ~.S'.l5), a l s :  
über das Inkraft t reten der VO gegen d i e  Unterstützung der  Tarnung 
Jüdischer Gewerbebetriebe vom 22. Ap r i l  1938, den 25- Apr i l  1958, 
hinaus. 

b) m i t  Recht hat das Schwurgericht auf Grund d ieses .S'achueı'== 
kaltes angenonvnen, daß d i e  Firma den Selbst 
bucherVertrag und d i e  einzelnen Paketbeförderungsver trage,tür"dte 
Firma H abgeschlossen habe. ` 

Rechts i r r i g  i s t  d i e  Ansicht der Rev is ion  des Angeklagten 
Hohmann, der  Tatbestand des 59 2 der  VO Set  nur dann er fü l l t ,  wenn 
das Rechtsgeschäft , i m  Namen" eines Juden, also i n  offener Fun:nít= 
te lbarer)  Stel lvertretung für ihn,  abgeschlossen werde. Nach dem 
Sprachgebrauch wi rd  e i n  Rechtsgeschäft nicht  nur dann „für" e inen 
anderen abgeschlossen, wenn d ieser  unmittelbar durch das Geschäft 
reehtltch berecht ig t  oder verpf l ichtet w i r d ,  sondern auch dann, 
wenn e ine  Rechtsform gewählt w i r d ,  be i  der der Vert reter  „ in eigenen: 

Namen, aber für fremde Rechnung handelt (verdeckte oder mi t te lbare  
Stel lver trennung). Zu den Geschäften der letzteren Art gehören d i e  
Geschdftsabschlíisse des Spediteure í .S. des 89 407 HGB. Es kann da= 
hingestellt b le iben,  ob h i e r  d i e  Vereinbarung zwischen der Spedt= 
t íonsf irma und der Firma M a ls e i n  Spedi= 
t t onsvertrag t .  S. des § 407 HGB angesehen werden kann, d i e  Reichs: 
P o s t ,  m i t  der d i e  Ptrnza d i e  PahetbeJ'ó'rderungs= 
vertrage abschloß, tot de i n  Frachtführer im Sinne des HGB (vgl . 
55' 452 Heß). 'Jedenfalls lag e ine Vereinbarung nach Ar t eines Spedi- 
tíonsverNältntsses v o r ,  auf Grund dessen d i e  Firma 

i n  eigenem Namen für Rechnung der Firma. H1:l BeJ'ó'rderur.gs= 
vertrage abzuschließen hatte. \ 

Es wurde nun nicht nur den Sprachgebrauch, sondern auch dem 
Sinn und Zıøeek der Tarnungs VO widersprechen, Rechtsgeschäfte d i e  
auf Grund einer derart igen mittelbaren Stellvertretung .für einen 
Juden abgeschlossen werden, nicht der Vorschrift des 5 2 der VO 
zu unterstellen, denn Rechtsformen dieser Art sind besonders ge= 

eignet,durch Verschieben von,Stroh«ındnnern' den es: w i r  tschaftlichen 
Sinne w t r k l  chef Geschåjtsherrn zu -tarnen.Geracb ehe besaıcåers geJähr= 
l ichte und wirksame Form der Tarnung würde dann von de- Verordnung 

I 

n i ch t  
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nicht erfaßt werden. Demgegenüber grei f t  das von der Rev is ion  
Hohmann geäußerte Bedenken n icht  durch, es könnten dann auch Rechte 
Geschäfte von der schweren Strafdrohung erfaßt werden, m i t  deren 
Wesen s i c h  e i n  Hinweis darauf, daß das Geschäft für einen Juden 
abgeschlossen werde, n icht  vereinbaren lasse,  w i e  2.8. Bö'rse nkom= 
missionsgeschäfte i n  Jüdischen Auftrage. Es braucht h i e r  n icht  ent= 
schieden zu werden, inwieweit  auch be i  d iesen Geschäften e ine  Offe__n 
barungepflícht besteht f vg l .  dazu auch d i e  §§ 11 

_- 15 der so über 
den Einsatz des Jüdischen Vermögens vom 3 .  Dezember 1935, eeeı . 
S. 1707). Eine Überspannung der Vorschr i f t ,  d i e  m i t  dem vernünft i- 
gen W i r  tschaftsleben nicht mehr i n  Einklang .er br ingen wäre, w i r d  
Jedenfalls dadurch verhindert, daß a ls  :weiteres Herkmal e i n  Ver: 
schweigen unter Irreführung zum Tatbestands dee § 2 der VAG gehört. 
Bei  d iesem He rßenal b i lde t  Treu und Glauben d i e  Grenze für d i e  An: 
Forderungen, d i e  an d i e  Offenbarungspflicht zu s te l len e n d  (s iehe 
dazu unter 4 ) .  

Es besteht h i e r  auch nach der  besonderen Sachlage ke in  Boden= 
Ker: gegen d i e  Annahme des Schwurgerichtes, i n  erster Reihe Set 

. 

schon der  Abschluß des Selbstbuchervertrages zwischen der Firma 
und der Post ,fzlr" d i e  Jüdische Firma 

geschehen; dann aus den Feststellungen des Schwager achtes geht 
e indeut ig  hervor,  daß bei der  Firma an s teh  
ke iner le i  vernünftiges w i r  tschaftliches Bedürfnis vor lag,  e inen 
Selbstbucheruertrag :mit der Post abzuschließen. S ie  tat d i e s  nicht 
etwa, den Versand al lgemein im Interesse ihres eigenen 0eschä.ftsbe= 
t r  tebes zu beschleunigen und zu erletchtern,sondern zu dem Zwecke, 
der jüdischen Firma H{: ldie getarnte („neutrale"}  Versendung der  
Pakete .zu 'ermöglichen (UA. s. 29, .3}). D i e  gesamte T ä t i g k e i t ,  d i e  
sonst den Selbstbuchern oblag, wurde von der Firma HL_l ausgeführt, 
m i t  Ausnahme der Etnlteferung der Pakete auf der  Post. D i e  vom 
Schwurgericht festgestel l te Tatsache, daß sämtliche Vordrucke , d i e  
Aufgabenumnzern user. s i ch  i n  Händen der Firma HL_lbefanden, spr icht  

. 

dafür, daß d i e  Firma . r nicht beabsicht ig te,  Paket 
Sendungen anderer Kunden im Selbstbucherverfahren aufzugeben. 

' i e  
hat d i e s ,  w i e  das Sehwurgerícht fes ts te l l t  (UA. S. 15), auch n ich t  
getan. Kurz nachdem s i e  dami t  aufgehört hat te ,  d i e  Sendungen der 
Firma Ffll:l i n  der  bisherigen Heise aufzultefermhat s i e  am 30. Ju= 

§1 
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na 1938 das Selbstbueherverfahren aufgegeben (UA. s.a61. Aus den 
angeführten Umständen f o l g t ,  da/3 d i e  :Ion der Post zur Verfügung 
gestell  de Rechtsform des Selbstbuchervertıfuges nur dazu uıíßbraucht 
worden i s t ,  d t e g e t a r n t e  Absendung der  Pakete der Jüdischen lflrma 
HEI zu ermöglichen. U r :  Recht hat das Schwurgericht daher angenom- 
men, d i e  Firma s e i  als Selbstbucher nur vorge=ı 
schoben gewesen. Es i s t  daher n icht  zu beanstanden, daß das .S*chwur== 
Ger icht  auch d i e  Vereinbarung des Selbstbucheruerhältntsses .›*:ct== 
schon der  Firma und der Re ichspost als e i n  
Rechtsgeschäft' angesehen hat,das d i e  Firma . „für" einen 
JUden abschlqß. 

5 .  Aueh dar in  i s t  den: Schwurgericht beizutreten,  daß d i e  Firına 
nach dem Inkrafttreten der TarmıngsV0.~ vom 

22. Apr i l  19.38 für e inen Juden Ifechtegeschäfte abgeschlossen hat . 
Soweit d e  s i ch  um den fortdauernden Abschluß der paketbefé›'rderangs=-= 
Verträge handelt, braucht d i e s  n ich t  we i t e r  ausgeführt zu werden 
(UA. S. 27). D i e  Selbstbucherveretnbarung m i t  der .Post war demge- 
genüber schon lvordem 2}›  Apri l  1958 abgeschlossen worden; Es f ä l l t  
aber auch das Aufrechterhal ten der Selbstbuchervereinbarung, w i e  
das Schwurgericht :uñreffend annimmt, unter d i e  Vorschrift des § 2 
der so (UA. s. 25/26). Auf das rechtl iche Fesen des Selbstbucher=== 
abkonnmens m i t  der Post braucht h ie rbe i  n ich t  näher eingegangen .en 
werden; denn Jedenfalls handelt es s i ch  dabei um e i n  „Rechtsge= 
schämt' (rechtsgeschäftliche Erklärungen) z.s. des 5 2 der rar-=== 
nungsVO.}lach dem Sinn und Zweck des 5 2 is t  unter dem Schließen 
'eines Rechtsgeschäfte für einen Juden nicht nur der Iveuabschlu.ß 
eines Hechtsgeschäfites zu verstehen, sondern" ebenso das wei te re  

'bewußte Ausnutzen eines vorher ,für" einen Juden geschaffenen 
Dauer rechtsverhältnisses, w i e  h ie r  der  Selbstbucherbeziehung zur 
Re ichspost; denn das voll i ge  Offenlegen der Jüdischen Eigenschaft 
des Geschäftsbetetltgten bei Ges chdgßsa Abschlüssen würde nur un.-= 
voll koııvneh erreicht werden, wenn das Fortfilhren getarnter Dauer: 
rechtsverhältnisse aus der Zeit vor dem Inkrafttreten der Verord= 
Fung für d i e  Ze i t  nachher zulässig se in  sol l te.  Eínesolche Aus- 

\ 

legunp würde den Beøflffë' ,Schließen eines Ifactıtsaeschäftsflinı Sinne 
des § 2 der  ko zu enn fassen. Der $9 2 StGB, den das Schwager acht 
hilfsweise anwendet (zu. S. 26/27), braucht daher nicht heranaezo== 
gen zu werden. 

1 
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4. Sehltqßltch hat das Sbhwurgeríeht im .Ergebnis auch ohne 

Bechtstrr tun angenommen, die llítverur teilten F und llı 

hätten ,unter Irreführung des anderen Teils' verschwiegen, daß 

sie ,für einen JUden' tätig waren: ` 
a.) Ein einfaches Verschweigen genügt zwar nicht für den Tat: 

bestand des §' 2 der VO, es muß vielmehr unter Berücksichtigung der 

ganzen UMstände des Falles, namentlich der völkischen Belange und 

der rassischen .Rflichten, nach Treu und Glauben eine Qfifenbarungs= 

pflicht bestehen. NUr in diesem .Falle kann im bloßen Verschweigen 

eine Irreführung gesehen ı erden (ugl. dazu .R†undner=Neubert, das 

neue .Deutsche Re tchsrecht, III. Wirtschaftsrecht e er. 257 . 
Hier hat das Schwurgericht mit Recht eine Qfifenbarungspfl acht 

angenommen; denn ee sollten hier Einrichtungen der Heichepost: das 

Selbstbuehervenfahren und die auf dieser Grundlage vorzunehmende 

PuketbefOrderung dazu mLßbraucht*werden, einen jüdischen Geschäfts- 
vertrieb zu tarhen und se tnen uhsatz zu erhalten. Das stand in 

schärfsten Gegensatz zu dem von dem nationalsozialistischen Staate 

verfolgten völktschen Ziel, den jüdischen .Einfluß in der Wirtschaft 

auszuschalten. Das SChwurgericht stellt daher auch fest, daß die 

Firma von der .Postverwaltung nicht zum Selbst: 

bucherverfahren zugelassen worden wäre, wenn der wahre Sachverhalt 

bekannt gewesen wäre (UH.S. 29/32). Die verschwiegene Thteache nur 
daher von entscheidender Bedeutung für die Entschließung der Reichs 

post, sie m~ ~ßte ihr deshalb mitgeteilt werden. 
Überdies ergibt der festgestellte Gesamtsachverhalt, daß kein 

bloßes irreführendes Verschweigen vorgelegen hat, sondern daß die 

.Angeklagten FF lund „4 ldte Pest auch durch Handeln dadurch 

getäuscht haben, daß sie ihr gegenüber den Eindruck erweckten, 

ihre .Firma schließe das Selbstbucherabkommen für sich aus vernänf= 

tagen wirtschaftlichen 'Erwägungen ab, wie es bei einem ernsthaften 

und ehrbaren Geschäftsmann ohne weiteres angenommen werden darf. 

nicht dagegen zur Tarnung einer Jüdischen Poke versendung, 
. 

und die= 
Sen Irrtum bewußt durch die ganze weitere Handhabung des 3elbstbu= 

cherverfahrens gegenüber der Post unterhielten. 
b.) Zum Begriff der „Irreführung" gehört nicht, wie das 

Schwager acht irrtümlich meint, dqß das rechtspflichtwidríge Ver= 
schweigen oder ein darüber hinausgehendes täuschendes Handeln ,Ur= 
sächlich' für den Abschluß des Rechtsgeschäftes ist. ES hängt hier 

nicht 
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nicht nach Art des Betrugstatbestandes die Bestrafung wegen vollen.: 
deren Tuns davon ab, daß es zu einem Geschäftsabschluß (einer „ Ver: 
Wägung") als Folge der Täuschung gekommen ist, vielmehr ist das 
Tun, das die Verordnung vom 22.April l9j8 strafen will, die .Tar= 
rung, die Verschleierung an sich,die dem anderen Teil- die Möglich- 
keit der freien Ehtschl ießung nimmt, ob er mit dem Juden oder dem 
Jüdischen Betriebe ein Rechtsgeschäft abschließen will oder nicht. 
Lneswr Sinn der Verordnung geht schon aus der Überschrift und besog 
derb deutlich aus dem § 1 hervor.Es kommt also lediglich darauf an, 
ob der andere Teil infolge des Verschweigens oder der Täuschung 
sich bei dem Abschluß des Eechtsgeschäftes in dem Irrtum befunden 
hat, das Rechtsgeschäft werde nicht für einen Juden geschlossen. 
ES wäre auch schon aus dem Grunde ganz unbefriedigend, wenn zum 
Tntbestande der Irreführung die Ursächlichkeit gehörte, weil die 
VOllendung der Tat dann von dem Zufall abhinge, ob der andere »Teil 
russisch verantwortungsbewußt ist oder nicht. 

Die Ursächlichkeit der Irreführung für den Geschäftsabschlufi 
kann jedoch unter UMständen von Bedeutung sein für die Frage, ob 
nach Treu und Glauben eine Hechtspflicht zur Qffenbarung bestand. 
Dabei wird jedoch auch nicht die rein persönliche .Einstellung des 
anderen Teiles maßgebend sein können sondern eswtrd 'darauf an: 
kommen, ob es für den verantwortungsbewqßten Volksoenossen für die 
ENtschließung, das Geschäft zu tätigen, bedeutsam gewesen wäre zu 
wissen, ob das Geschäft von der anderen Seite für einen JUden ab: 
geschlossen wurde. 

Auf die Frage, wer bei einem gewöhnlichen, nicht Su Tornungs= 
zwecken abgeschlossenen, Selbstbuehervertrag als Absender anzugeben 
ist und ob ein Spediteur sich selbst an und für sich als Absender 
angeben darf, kommt es nach den oben unter I 2 - 4 gemachten Aus: 
Führungen entgegen der Annahme des Schwurgerichts und der Revista: 
neu nicht an. Ohne unabhängig davon besteht die Qfifenbarungsnfl icht, 
wenn das ceecnef±›,fur einen JUden" in dem unter N?.2 bezeichneten 
Sinne abgeschlossen wird. Überdies kann sich niemand auf Rechtsvor= 
Schriften berufen, die er,um sich eine formale .Deckung zu verschaff= 
den, zu vom Gesetzgeber mißbilligten Zwecken mtßbraucht. 

- ES ist aNs diesen Gänden auch nicht zu beanstanden,~ daß das 
Schwurgericht die oben unter A II 2 erwähnten postamtlichen SChrei: 
ben vom 24. Dezember 1935, 7. Januar und 14. Januar 1936 als Möwe= 

äiiıaızleë 
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sentlteh im Urteil nicht behandelt hat (siehe dazu unter A II 2). 
5. Auch den inneren Tatbestand hat das Schwurgericht - hier 

zunächst bei den beiden Haupttätern „4 | und .m - ausrei= 
cf end festgestellt. Hinsichtlieh¬sämtltcher Tatbestandsmerkmale 
des 5 2 der VO genügt bedingter VOrsatz. Ihsonderheit folgt aus dem 
Ürteil als. Überzeugung des Schwurgerichts, daß die beiden-genannten 

Angeklagten sich dessen bewußt waren, daß sie postalische Vor: 
Schriften zur Tarnung des Jüdischen Paketversandes mißbrauchten und 
verpflichtet gewesen wären, den wahren Sachverhalt der Post zu qm= 
jenbaren (UA. s. 52/34). da im übrigen die beiden verur teiııenaıe 
Post verwaltung auch durch positives Handeln irregeführt haben (vgl. 
oben 5), kommt es auf ihr Bewußtsein der Rechtspflicht zur Qlfenba= 
rung nicht entscheidend an. 

II. .Die Anstiftung der vier Beschwerdeführer: 
Auch insoweit gehen die lusfährungen der Revisionen .fehl. 
Ob das Schreiben vom 29- April l 9}8 an die .Firma 
, an dessen ZUstandekommen alle vier Beschwerdeführer betet- 

ltgt waren (um. S. ll/l2), die beiden Haupttäter „1 | und M 
dazu bestimmt hat, den bisherigen getarnten Versende betrieb fort= 
zuführen, und ob die Beschwerdeführer dies durch ihr Einwirken er: 
reichen wollten, ist eine .Frage tatsächlicher Würdigung. Rechtlich 
können diese Beweisaufnahmen des Sbhwurgertchtes nicht beanstandet 
werden (UA. S. 58/59). 

Soweit die Haupt tat in Betracht kommt, gilt für den inneren 
Tatbestand bei den vier Beschwerdeführern im wesentlichen das zu I 
5 Gesagte. 

.Da die Revisionen hiernach im .Ergebnis in allen, Punkten unbe= 
gründet sind, müssen sie in vollem Umfange verworfen werden. 

\ 

gez. Schwarz Schäfer Wagner 
Dr.Francke . Grafen 
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